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Α. Einleitung 

Durch die Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte im 
Februar 1986 wurde der EWG-Vertrag um einen Abschnitt über die Re-
alisierung einer europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) 
ergänzt. In Art. 1 dieser Akte heißt es weitergehend: "Die Europäischen 
Gemeinschaften und die Europäische Politische Zusammenarbeit verfol-
gen das Ziel, gemeinsam zu konkreten Fortschritten auf dem Wege zur 
Europäischen Union beizutragen". 

Im Juni 1988 beschlossen daraufhin die Mitgliedsstaaten, einen Aus-
schuß einzuberufen, der die Möglichkeiten prüfen sollte, eine solche 
Wirtschafts- und Währungsunion zu verwirklichen. Der Bericht dieser 
so genannten Delors-Kommission wurde im April 1989 veröffentlicht.  Er 
formuliert  ein Drei-Phasen-Modell zur Realisierung einer WWU, das 
über den Beitritt aller Länder zum Europäischen Währungssystem, zu 
der Liberalisierung des Kapital- und Devisenverkehrs und zum Aus-
schluß von Wechselkursveränderungen bis hin zu festen Paritäten zu 
einer Einheitswährung innerhalb der EG führt.  Mit der Einführung einer 
Gemeinschaftswährung ist die Schaffung  einer supranationalen Institu-
tion verbunden, die für die Ausgabe dieser Währung sowie für die mit 
einer Gemeinschaft s Währung verbundenen geld- und währungspoli-
tischen Aufgaben zuständig ist. Dies schränkt aber zugleich den Hand-
lungsspielraum der beteiligten Staaten auf diesem Gebiet ein. Nationale 
Befugnisse müßten bei einem solchen Prozeß auf diese Institution - eine 
Europäische Zentralbank - transferiert  werden. 

Im Juni 1989 nahm der Europäische Rat in Madrid den Delors-Be-
richt an und beschloß den Eintritt in die erste Stufe der WWU am 1. 
Juli 1990. Zudem wurde vereinbart, nach Beginn der ersten Stufe eine 
Regierungskonferenz  einzuberufen, die die Vertragsverhandlungen über 
eine WWU aufnehmen sollte. Diese Konferenz beschloß am 9./10. De-
zember 1991 in Maastricht den Entwurf eines Vertrages über die Euro-
päische Union", der am 7. Februar 1992 unterzeichnet wurde und 
Anfang 1993 in Kraft  treten soll. Der Vertragsänderungsentwurf  von 
Maastricht gestaltet die weitere Entwicklung der Europäischen Gemein-
schaften zu einer Wirtschafts- und Währungsunion konkret aus, die die 
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Einführung eines Europäischen Zentralbanksystems mit Beginn der End-
stufe spätestens 1999 beinhalten soll. 

Ziel dieser Arbeit ist die Analyse der wirtschaftlichen und politischen 
Problematik und vor allem der sich daraus ergebenden rechtlichen 
Fragen bei der Errichtung einer Europäischen Zentralbank als einer zen-
tralen währungs- und geldpolitischen Institution innerhalb der Europä-
ischen Gemeinschaften (EG). 

Im ersten Abschnitt, Kapitel B, wird der bisherige Integrationsprozeß 
der EG hin zu einer Europäischen Union skizziert. In Kapitel C erfolgt 
die Untersuchung der bestehenden Zentralbanksysteme innerhalb der 
EG, ihres Aufbaus, ihrer Aufgaben und der ihnen zur Verfügung stehen-
den geld- und währungspolitischen Instrumentarien. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung sind maßgeblich für die Ausgestaltung eines Euro-
päischen Zentralbanksystems, da die nationalen Notenbanken Ausgangs-
punkt eines solchen Systems sein müssen. Ihre währungspolitischen Be-
fugnisse werden im wesentlichen Objekte der Übertragung von Hoheits-
rechten auf die neu zu schaffende  Institution sein. 

In Kapitel D wird die mit der Einrichtung einer Europäischen Zen-
tralbank verbundene Problematik analysiert. Insbesondere sind die recht-
lichen Voraussetzungen aus gemeinschaftlicher und einzelstaatlicher 
Sicht zu prüfen, unter denen die Schaffung  einer derartigen Institution 
realisierbar ist. Abschließend wird ein nach den Ergebnissen dieser 
Arbeit zufolge mögliches Statut einer Europäischen Zentralbank skiz-
ziert, also die Frage beantwortet, wie die neu zu schaffende  Institution 
gemäß der rechtlichen, aber auch der politischen und wirtschaftlichen 
Gegebenheiten ausgestaltet werden könnte. 



Β. Europäische Währungsintegration 

I. Werner-Bericht von 1970 und Ratsentschließung von 1971 

Die in der heutigen Zeit diskutierten Modelle zur Realisierung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) definieren als ein Hauptziel 
die Errichtung einer supranationalen Zentralbank, die für die Ausgabe 
einer Gemeinschaftswährung verantwortlich zeichnen soll. Die Modelle, 
so auch das der Delors-Kommission von 1988, enthalten zumeist we-
sentliche Bestandteile des sogenannten Werner-Berichts von 1970, der 
den Ausgangspunkt der neueren Entwicklung einer europäischen Wäh-
rungsintegration im Rahmen einer WWU darstellt. 

Der Werner-Bericht1, benannt nach dem Vorsitzenden des Aus-
schusses, dem damaligen luxemburgischen Staatspräsidenten Werner, 
umfaßt sieben Phasen2 bis zu einer totalen Währungsunion. 

In der ersten Phase soll die Koordination der nationalen Wirtschafts-
politiken intensiviert werden. Der Plan fordert  hierbei z.B. die Einfüh-
rung eines Systems kurz- und mittelfristigen Währungsbeistandes. Die 
Konsultationsverfahren  sind auszudehnen; ihre Vereinbarungen auf den 
Gebieten der mittelfristigen Wirtschaftspolitik,  der Konjunktur-, Haus-
halts· und Währungspolitik sowie beim Einsatz anderer wirtschaftspoli-
tischer Instrumentarien erhalten verbindlichen Charakter.3 

In der zweiten Phase soll ein Mechanismus gefunden werden, um die 
Schwankungsbreiten der Wechselkurse zwischen den Mitgliedstaaten ver-
mindern zu können. 

Ab der dritten Phase soll es zu einer weiteren Verringerung der 
Schwankungsbreiten der Wechselkurse und zur Definition einer europä-
ischen Rechnungseinheit kommen. In Phase vier werden Wechselkurs-

1 ABl. Nr. C 136/4 vom 11.11.1970. 

2 Zusammenfassend dargestellt in: Harbrecht,  Europa auf dem Wege zur W W U , S. 97f.; 
ferner:  Willgerodt,  Währungsunion, S. 84f. 

3 Vgl.: Hellmann,  Europäische Wirtschafts- und Währungsunion, S. 122f. 

2 Studt 


